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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  2 9  

vom 12. Jänner 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a und Dr. 

G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für soziale Verwaltung, Volksgesundheitsamt: Sektionschef Dr. 

H e l l y; 

ferner vom Bundesministerium für Finanzen: 

zu Punkt 1: Sektionschef Dr. S c h a u b e r g e r 

 „      „     2: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g und Finanzrat Dr. R o l l e t t. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 18.00 – 20.30 

 

Reinschrift (7 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Erhöhung der staatlichen Salzverschleißpreise und der bei der Einfuhr von Salz zu 

entrichtenden Monopolabgabe. 

2. Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen. 

3. Streik der Postangestellten. 

4. Unmittelbare Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung über die neue 

Staatsgrenze. 

 

Beilagen: 
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Beilage zu Punkt 1, Bundesministerium für Finanzen 96.676, Ministerratsvortrag (2 ½ 

Seiten): Erhöhung der staatlichen Salzverschleißpreise und der bei der Einfuhr von Salz zu 

entrichtenden Monopolabgabe 

Beilage zu Punkt 2, Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (10 

Seiten): Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen; Verordnung der Bundesregierung 

vom Jänner 1921, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen (18 Seiten 

Beilage zu Punkt 4, [Bundesminister für Inneres und Unterricht], ohne Zahl, 

Ministerratsvortrag (3 ½ Seiten): Unmittelbare Verhandlungen mit der tschechoslowakischen 

Regierung über die neue Staatsgrenze 

Beilage zu Punkt 4, [Bundesminister für Inneres und Unterricht], ohne Zahl, 

Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): Übereinkommen mit der tschechoslowakischen Regierung, 

betreffend die Führung der österr.-tschechoslowakischen Grenze und verschiedene damit 

zusammenhängende Fragen; Meldung des österreichischen bevollmächtigen Vertreters, 

Sektionschef Dr. Robert Davy, über die am 10. März 1921 vorgenommene Unterzeichnung 

eines Übereinkommens mit der tschechoslowakischen Republik (6 ½ Seiten); 

Übernahmsschein (3 Seiten); Schlussprotokoll (27 ½ Seiten) 

 

1. 

Erhöhung der staatlichen Salzverschleißpreise und der bei der Einfuhr von Salz zu 

entrichtenden Monopolabgabe. 

B.-M. Dr. G r i m m begründet die Notwendigkeit, die staatlichen Salzverschleißpreise und 

die bei der Einfuhr von Salz zu entrichtende Monopolabgabe entsprechend zu erhöhen. 

Redner führt aus, daß seit der zuletzt mit dem Gesetze vom 24. März 1920, St. G. Bl. Nr. 

152, verfügten Festsetzung der Tarifpreise und der Monopolabgabe die Gestehungskosten des 

Salzes infolge wiederholter Lohn- und Gehaltserhöhungen, sowie anderer Zuwendungen an 

die Salinenbediensteten und durch die sprunghafte Steigerung des Preises aller Betriebsstoffe, 

insbesondere der Kohle, eine ganz außerordentliche Erhöhung erfahren haben. 

So seien die Gestehungskosten der gangbarsten Speisesalzsorte (Blanksalz) um 424 

Prozent und jene des Feinsalzes (Tafelsalz) um 525 Prozent gestiegen; die Steigerung beim 

Viehsalze betrage 469 Prozent und beim Fabriksalze I. Sorte 437 Prozent. 

Diese ganz außergewöhnliche Steigerung der Gestehungskosten bewirke, daß der im 

Staatsvoranschlage 1920/21 ausgewiesene Reinertrag des Salzmonopols von 133.3 Millionen 

Kronen bereits vollständig aufgezehrt sei. 

Die Aufrechterhaltung des früheren, bei Inkrafttreten des Gesetzes vom 24. März 1920, 
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St.G.Bl. Nr. 152, bestandenen Verhältnisses zwischen Gestehungskosten und Tarifpreisen 

würde bei der für den Konsum in erster Linie in Betracht kommenden Speisesalzsorte 

(Blanksalz) eine Erhöhung von 250 auf rund 1400 Kronen und beim Feinsalze (Tafelsalz) von 

400 auf 2570 Kronen per 100 Kilogramm bedingen. Der Verordnungsentwurf sehe statt 

dessen für diese beiden Sorten nur Preise von 1700, bzw. 1000 Kronen vor, um die Interessen 

der Verbraucher mit jenen des Staatsschatzes in Einklang zu bringen. 

Die in Aussicht genommene Erhöhung habe bei Blanksalz eine Preissteigerung von 750 

Heller per 1 Kilogramm, demnach für einen Haushalt mit fünf Köpfen - den Bedarf pro Kopf 

und Jahr mit sechs Kilogramm angenommen - eine jährliche Mehrbelastung von 225 Kronen 

zur Folge; ein derartiger Betrag müßte im Hinblicke auf die Notlage der Staatsfinanzen, die 

Entwertung unserer Valuta, sowie die Preissteigerung anderer unentbehrlicher Lebensmittel 

und Bedarfsartikel wohl als durchaus vertretbar bezeichnet werden. 

Bei den beantragten Preisen würde jedoch dem österreichischen Salze die 

Konkurrenzfähigkeit mit dem deutschen Speisesteinsalze, welches in der Tschechoslowakei, 

in Jugoslawien und in Ungarn abgesetzt werde, genommen. Daher sei, damit unser 

überschüssiges Salz in den genannten Nationalstaaten weiter abgesetzt werden könne, die 

Einräumung niedrigerer Exportpreise notwendig, die aber keinesfalls unter den 

Gestehungskosten gehalten würden. 

Beim Vieh- und Fabriksalze solle in Wahrung der Interessen der Landwirtschaft und 

Industrie wie bisher neben den Gestehungskosten bloß ein mäßiger Regiezuschlag eingehoben 

werden. Die künftigen Preise stellen sich demnach für loses Viehsalz auf 500 Kronen und für 

Viehsalzlecksteine auf 550 Kronen per 100 Kilogramm. 

Aus der beantragten Preiserhöhung könne ohne Berücksichtigung der Steigerung der 

Gestehungskosten ein Mehrertrag von rund 450 Millionen Kronen erwartet werden. Dieses 

Ergebnis unterliege aber angesichts des stetigen Steigens der Preise aller Betriebsstoffe, 

insbesondere der Kohle und der sicherlich zu gewärtigenden Erhöhung des 

Personalaufwandes der Gefahr einer wesentlichen Beeinträchtigung. 

Der sprechende Minister bitte um die Ermächtigung, für die Erhöhung der staatlichen 

Salzverschleißpreise und der bei der Einfuhr von Salz zu entrichtenden Monopolabgabe im 

angeführten Ausmaße die Zustimmung des Hauptausschusses der Nationalversammlung 

einholen zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

2. 
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Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen. 

B.-M. Dr. G r i m m unterbreitet die Vorschläge des Bundesministeriums für Finanzen in 

Angelegenheit der Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen und bittet um deren 

Annahme durch den Ministerrat. 

Finanzrat Dr. R o l l e t berichtet, daß unmittelbar nach der mit der Vollzugsanweisung 

vom 10. Juli 1920, St. G. Bl. Nr. 292, vollzogenen Einreihung von Dienstorten in die durch 

das Besoldungsübergangsgesetz geschaffenen Ortsklassen unter den Staatsangestellten ein 

heftiger Kampf um die Verbesserung der angeblich völlig unzureichenden und ungerechten 

Einreihungen eingesetzt habe. Dieser Kampf sei insbesondere von den Landeskommissionen 

und Organisationen auch deshalb auf das lebhafteste unterstützt worden, weil damals den 

Anträgen der Landeskommissionen, die seinerzeit der großen Mehrzahl nach einen ganz 

indiskutablen und zum Teil sogar gesetzwidrigen Standpunkt eingenommen hatten, nur in 

geringem Maße Rechnung getragen werden konnte. 

Die frühere Regierung habe sich sonach genötigt gesehen, eine Überprüfung der 

Vollzugsanweisung zuzusagen, wobei sie allerdings nur die Überprüfung von einzelnen 

Fehleinreihungen im Auge hatte, die sich, und zwar in verhältnismäßig sehr geringer Zahl 

infolge der Hast, mit welcher die Vollzugsanweisung damals ausgearbeitet werden mußte, 

eingeschlichen hatten. 

Der Ansturm der Angestellten gegen die Vollzugsanweisung sei aber so stark gewesen, 

daß es bei der Berichtigung dieser Fehleinreihungen nicht bleiben konnte, sondern daran 

gegangen werden mußte, sämtliche Orte einer neuerlichen Überprüfung hinsichtlich ihrer 

Einreihung in die Ortsklassen zu unterziehen. Auch habe inzwischen eine überaus große Zahl 

von bisher nicht behandelten Orten (insbesondere Schulorte) um die Höhereinreihung 

angesucht. 

Die nach langwierigen Vorarbeiten zustandegekommenen neuen Einreihungsvorschläge 

seien sodann im Sinne der gegebenen Zusage anfangs November l. J. den 

Landeskommissionen zur Stellungnahme übermittelt worden. 

In diesen Einreihungsvorschlägen habe das Bundesministerium für Finanzen im Rahmen 

der durch das Gesetz gegebenen Möglichkeiten bereits ein sehr weitgehendes 

Entgegenkommen insbesondere mit Rücksicht darauf obwalten lassen, daß seit Verlautbarung 

der Vollzugsanweisung, die auf den Preisverhältnissen im März l. J. aufgebaut war, die 

Teuerung im allgemeinen eine sprunghafte Steigerung erfahren und die Teuerungswelle 

gerade auf dem flachen Lande gewaltige Fortschritte gemacht habe. 

Dieses Entgegenkommen des Bundesministeriums für Finanzen sowie die stetige weitere 
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Einflußnahme auf die Landeskommissionen hatte nun den Erfolg, daß letztere der großen 

Mehrzahl nach von ihrem seinerzeitigen intransigenten Standpunkte, demzufolge eine 

summarische Einreihung fast sämtlicher Orte in die Ortsklasse II hätte vorgenommen und ein 

Großteil der Orte in die gesetzlich ausschließlich nur für Wien geschaffene Ortsklasse I hätte 

eingereiht werden müssen, abgingen und sich zu einer den gesetzlichen Bestimmungen 

Rechnung tragenden Mitarbeit verstanden. 

Da durch diese sachliche Mitarbeit das Bundesministerium für Finanzen wertvolle 

Aufklärungen über die tatsächlichen Teuerungsverhältnisse in den einzelnen Dienstorten 

erlangte, habe es keinen Anstand genommen, seine Einreihungsvorschläge auf Grund des 

Gutachtens der Landeskommissionen neuerlich durchzugehen und in zahlreichen Fällen 

Verbesserungen in den Einreihungen im Sinne der Wünsche der Landeskommissionen 

vorzunehmen. 

Auf diese Weise konnte mit der Landeskommission für Oberösterreich das vollkommene 

Einvernehmen hergestellt werden. 

In Salzburg seien nur einige wenige Orte des nördlichen fruchtbareren Teiles des Landes, 

und zwar im Hinblicke auf die Einreihungen in Oberösterreich, nicht oder nicht in dem Maße 

berücksichtigt worden, wie es die Landeskommission beantragt hatte. 

Auch für Steiermark habe auf Grund der letzten Anträge der Landeskommission noch eine 

sehr weitgehende Verbesserung in der Einreihung der Dienstorte stattgefunden, so daß von 

dieser Seite wohl kaum eine begründete weitere Vorstellung erhoben werden könne. Nur 

verhältnismäßig wenige Orte von in der Mehrzahl geringerer Bedeutung seien nicht im Sinne 

des Antrages der Landeskommission gereiht worden. Nicht berücksichtigt wurde 

insbesondere der Einreihungsantrag für den Dienstort Arnfels im Bezirke Leibnitz (derzeit II. 

Ortsklasse), da für diesen Ort, wenn er auch Grenzort sei, jedenfalls nicht die gleichen 

Verhältnisse vorliegen, wie z. B. für die der Ortsklasse I a zugedachten Orte an der 

Bahnstrecke Leibnitz-Radkersburg. Auch sei bei den Verhandlungen mit anderen 

Landeskommissionen, insbesondere Tirols wiederholt auf die schon derzeit überaus günstige 

Einreihung des Ortes Arnfels gegenüber Dienstorten dieser Länder hingewiesen worden, so 

daß eine noch weitergehende Berücksichtigung dieses Ortes nicht mehr vertretbar wäre. 

Desgleichen sei es nicht möglich gewesen, den auf die Einreihung in die Ortsklasse I a 

lautenden Antrag der Landeskommission hinsichtlich des Dienstortes Murau zu 

berücksichtigen, obwohl auch von anderer Seite auf die Berechtigung dieses 

Einreihungsantrages mit allem Nachdruck hingewiesen worden sei. Denn die Einreihung 

Muraus in die Ortsklasse I a würde bedingen, daß auch eine Reihe von Orten in 
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Niederösterreich und anderen Ländern, die derzeit, allenfalls sogar im Einvernehmen mit der 

Landeskommission, nur für die Ortsklasse II Aussicht genommen seien, in die Ortsklasse I a 

eingereiht werden. Insbesondere müßte in diesem Falle auch einzelnen Anträgen der 

Landeskommission für Tirol, die als einzige unter allen Landeskommissionen auf ihrem 

früheren, viel zu weitgehenden Standpunkte beharrt habe, Rechnung getragen werden. Gegen 

das von der Landeskommission für die Einreihung Scheifling’s in die Ortsklasse II erstattete 

Gutachten sei Protest erhoben worden, doch liege für eine größere Berücksichtigung dieses 

Dienstortes wohl kein Anlaß vor. 

Die Landeskommission für Kärnten habe sehr weitgehende Abänderungsanträge 

gegenüber den Einreihungsvorschlägen des Bundesministeriums gestellt, denen aber schon 

nach Ansicht der Finanzlandesdirektion für Kärnten nicht in allen Punkten entsprochen 

werden konnte. Das Finanzministerium sei aber auch hier noch sehr weit entgegengekommen, 

so daß sich kaum ein ernstlicher Widerstand geltend machen dürfte. Allenfalls werde die 

Einreihung des Dienstortes Friesach in die Ortsklasse II statt I a zu eindringlicheren 

Vorstellungen Anlaß geben; die Finanzverwaltung habe sich aber zu letzterer Eiureihung aus 

den gleichen Gründen, wie bei Murau, nicht zu entschließen vermocht. Für alle diese Fälle 

werde nun die endgültige Entscheidung des Ministerrates erbeten. 

Eine Sonderstellung nehme das Kärntner Abstimmungsgebiet Zone „A“ ein, dessen 

Dienstorte für eine verhältnismäßig sehr günstige, allerdings den Anträgen der 

Landeskommission auch nicht ganz entsprechende Einreihung vorgeschlagen werden. Die 

Notwendigkeit hiefür ergebe sich aus den derzeit in diesem Gebiete noch herrschenden 

besonderen Verhältnissen, nach deren Abflauen eine Überprüfung der Einreihung dieses 

Gebietes in Aussicht zu nehmen wäre. 

Die Landeskommission für Vorarlberg habe zwar ihren seinerzeitigen prinzipiellen 

Standpunkt, wonach die einzelnen Ortsgemeinden des Landes zumindest in die Ortsklasse II, 

einzelne in I a eingereiht werden und die größten Orte zu der Einreihung in I a noch einen 

Zuschlag erhalten sollten, auch derzeit wieder betont, schließlich aber einen 

Einreihungsvorschlag erstellt, der vom Bundesministerium für Finanzen angenommen 

worden sei, da er sich auch mit den Einreihungen in den anderen Ländern in Einklang bringen 

lasse. 

Als einzige unter allen Landeskommissionen habe die Landeskommission für Tirol ihre 

früheren überaus weitgehenden Wünsche vollkommen aufrecht erhalten, so daß naturgemäß 

hier verhältnismäßig zahlreiche Abstriche von den Einreihungsanträgen gemacht werden 

mußten. Immerhin seien aber auch hier an den letzten Einreihungsvorschlägen des 
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Bundesministeriums für Finanzen noch sehr wesentliche Verbesserungen angebracht worden. 

Falls die früher genannten Orte Murau oder Friesach vom Ministerrat für die Ortsklasse I a 

bestimmt werden, dürfte es allerdings nicht zu umgehen sein, daß auch einige Tiroler Orte, 

besonders Imst, Telfs, Kirchbichl, gleichfalls in diese Ortsklasse eingereiht werden. 

Die Landeskommission für Niederösterreich sei von ihrem früheren Standpunkte, daß jeder 

Dienstort im Lande zumindest in die Ortsklasse II eingereiht werden müsse, ganz abgegangen 

und habe sich sehr eingehend mit der Einzelreihung beschäftigt. Dadurch sei zwischen dem 

Bundesministerium für Finanzen und der Landeskommission eine sehr wesentliche 

Annäherung eingetreten, zumal auf Grund des neuerlichen Gutachtens der Landeskommission 

auch Einreihungsvorschläge des Bundesministeriums noch wesentlich verbessert wurden. 

Immerhin liegen hinsichtlich einiger wichtiger Dienstorte wie: Oberhollabrunn, 

Zellerndorf, Sigmundsherberg, Horn, Gars, Rosenburg, Neulengbach, Ober-Waltersdorf, 

Trumau, Pitten, Erlach, Edlitz noch immer Meinungsverschiedenheiten vor. Bei allen diesen 

Orten dürfte aber die agrarische Umgebung die Lebenslage der dortigen Bediensteten soweit 

erleichtern, daß die von der Landeskommission beantragte Einreihung in die Ortsklasse I a 

nicht vertretbar wäre. 

In einer Reihe von Fällen sei inzwischen auch von der Angestelltenschaft des betreffenden 

Dienstortes selbst gegen die Anträge der Landeskommission Beschwerde erhoben und eine 

günstigere Einreihung vom Bundesministerium für Finanzen verlangt worden, so vor allem 

von den Angestellten der Dienstorte: Poysdorf, Hohenau, St. Valentin, Mauer-Oehling, 

Aspang Amt (Mönichkirchen), Altenmarkt, Thenneberg, Mannersdorf und einiger kleinerer 

Orte. 

Die in allen diesen Fällen eingeleiteten besonderen Erhebungen haben aber durchwegs zu 

dem Ergebnisse geführt, daß die Anträge der Landeskommission vollauf gerechtfertigt seien 

und keine Veranlassung vorliege, darüber hinauszugehen. 

Im ganzen sei zu betonen, daß zwar den Anträgen der Landeskommissionen aus höheren 

Gründen und Gründen der Ausgleichung der Einreihungen zwischen den einzelnen Ländern 

nicht überall und nach jeder Richtung hin stattgegeben werden konnte, daß aber das 

Bundesministerium für Finanzen mit seinen Einreihungsvorschlägen ein überaus 

weitgehendes Entgegenkommen gezeigt habe. 

Das Ausmaß dieses Entgegenkommens könne insbesondere daraus ersehen werden, daß 

die Neueinreihungen, abgesehen von dem Zuschüsse an die Länder von 200 Millionen 

Kronen ein Mehrerfordernis von 180 Millionen Kronen jährlich bedingen, wobei aber noch 

nicht jene Erhöhungen berücksichtigt seien, die sich aus der bevorstehenden 
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Gehaltsregulierung infolge der Forderungen der Eisenbahnbediensteten ergeben werden. 

Die Finanzverwaltung müsse daher umso nachdrücklicher betonen, daß sie, wenigstens für 

die nächsten Jahre, nicht in der Lage wäre, auf weitere Höherreihungen einzugehen. 

Eine besondere Stellungnahme erfordere noch die Behandlung der auf Grund des 

Staatsvertrages von St. Germain an die Tschechoslowakei abgetretenen Gemeinden 

Niederösterreichs. Da die Verordnung der gegebenen Zusage gemäß mit Rückwirkung vom 1. 

März 1920 in Kraft gesetzt werden müsse, werde eine Reihe von Angestellten, die in der Zeit 

vom 1. März 1920 bis zur Abtretung der betreffenden Gemeinden dort den Amtssitz hatten, 

Anspruch auf die Erhöhung ihrer Bezüge auf Grund der Höherreihung des Dienstortes 

erheben können. Da die Orte aber inzwischen Auslandsorte geworden sind, so können sie 

nicht in die Verordnung aufgenommen werden. 

Das Bundesministerium für Finanzen müsse daher vom Ministerrat die besondere 

Genehmigung dazu erbitten, daß jene in österreichischen Diensten verbliebenen Angestellten, 

deren Dienstort in der angegebenen Zeit Feldsberg war, wie Angestellte mit dem Amtssitze in 

einem Dienstort der Ortsklasse II und die Angestellten, die in dieser Zeit ihren Amtssitz in 

einer der Gemeinden: Beinhöfen, Erdweis, Garschönthal, Raglitz, Rottenschachen, 

Schwarzbach, Tannenbruck, Weißenbach bei Gmünd, Witschkoberg und Zuggers hatten, wie 

Angestellte mit dem Amtssitze in der Ortsklasse II a behandelt werden. 

Des weiteren sei in wiederholten Eingaben der Angestellten und auch von der 

Landeskommission für Oberösterreich die Frage der Höhereinreihung der in Bayern 

gelegenen Dienstorte von Bundesangestellten aufgeworfen worden. 

Es handle sich da hauptsächlich um die Gemeinden Passau, Simbach und Regensburg. In 

Betracht kommen aber auch noch Lindau, München u. a. Das Bundesministerium für 

Finanzen habe auch diese Frage eingehend geprüft und durch die teilweise an Ort und Stelle 

gepflogenen Erhebungen den Eindruck gewonnen, daß die Angestellten in diesen Orten, da 

sie ihre Grundbezüge vollständig und die Teuerungszuwendungen zu 70 Prozent in 

Markwährung ausgezahlt erhalten, derart günstig gestellt seien, daß sie ein höheres 

Diensteinkommen haben als die ausländischen Staatsangestellten dieser Orte und es 

umsomehr gegenüber den im Inlande stationierten Bediensteten eine Ungerechtigkeit wäre, 

sie auch noch durch die Höhereinreihung ihrer Dienstorte zu begünstigen. 

Auch in dieser Frage werde die Beschlußfassung des Ministerrates erbeten. 

Das Bundesministerium für Finanzen stelle demnach folgende Anträge: 

Der Ministerrat wolle 

1. die Ermächtigung erteilen, daß die auf Grund dieser Richtlinien verfaßte Verordnung, 
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allenfalls nach Durchführung der etwa auf Grund der weiteren Beschlüsse des Ministerrates 

noch erforderlichen Richtigstellungen verlautbart werde; 

2. beschließen, daß die Angestellten, die in einer an die Tschechoslowakei abgetretenen 

Ortsgemeinde ihren letzten Amtssitz hatten, für die Zeit vom 1. März 1920 bis zum 

Zeitpunkte der Abtretung der Gemeinde im Sinne der vorangegangenen Ausführungen zu 

behandeln seien; 

3. die Ablehnung der Bemessung der Gebühren der im alten Auslande, bzw. Bayern 

stationierten Staatsangestellten nach einer höheren als der jetzigen Ortsklasse aussprechen, 

und 

4. beschließen, daß eine Überprüfung der Verordnung frühestens erst nach Ablauf von 

zwei Jahren erfolgen könne. 

Der Ministerrat erhebt nach eingehender Besprechung des Gegenstandes die Anträge l bis 

3 mit der Maßgabe zum Beschluß, daß Friesach in Kärnten in die Ortsklasse I a und 

Mühlbachl bei Matrei (Tirol) in die Ortsklasse II eingereiht und ferner die Orte Murau und 

Arnfels in Steiermark, dann Imst, Telfs und Kirchbichl-Häring in Tirol, sowie St. Valentin, 

Haag, Horn, Neulengbach und Hohenau in Niederösterreich dem Bundesministerium für 

Finanzen zur möglichsten Berücksichtigung für die Einreihung in eine höhere Ortsklasse 

empfohlen werden. 

Von einer Beschlußfassung im Sinne des Punktes 4 wird abgesehen. Der Ministerrat legt 

jedoch den Mitgliedern der Regierung die Verpflichtung auf, in ihren Äußerungen gegenüber 

allfälligen weiteren Bewerbungen um Einreihung von Dienstorten in höhere Ortsklassen 

keinerlei Anlaß zu einer Deutung zu geben, daß für die Bundesregierung innerhalb absehbarer 

Zeit die Möglichkeit einer neuerlichen Überprüfung der Ortsklasseneinteilung in Betracht 

kommen könnte. 

 

3. 

Streik der Postangestellten. 

B.-M. Dr. P e s t a teilt mit, daß der Gewerkschaftsverband der Postangestellten 

beschlossen habe, in den Streik zu treten, weil die Antwort der Regierung auf die Anfrage, 

betreffend die dienstrechtliche Behandlung der vor der Stabilisierung stehenden 

Postangestellten und des weiteren Nachwuchses, nicht zu der festgesetzten Zeit erteilt worden 

sei. Der Streik habe in Wien bereits eingesetzt. Auch nach auswärts sei schon die 

Aufforderung der Streikleitung ergangen, bis Mitternacht in den Ausstand zu treten. 

Die Debatte und Beschlußfassung über den Gegenstand trägt streng vertraulichen 
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Charakter und ist in einer beim Bundeskanzleramt erliegenden Niederschrift festgehalten. 

 

4. 

Unmittelbare Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung über die neue 

Staatsgrenze. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, daß Österreich mit der tschechoslowakischen Regierung im 

März v. J., also noch vor dem Zusammentritt des internationalen Grenzregelungsausschusses, 

unmittelbare Verhandlungen über die Festsetzung der neuen Staatsgrenze eingeleitet habe. 

Diese Verhandlungen haben damals zu keinem Ergebnis geführt, weil die Vertreter des 

Nachbarstaates einerseits ihre eigenen Pläne nicht enthüllen wollten, anderseits an uns neue 

Gebietsforderungen südwestlich von Lundenburg stellten, die es unmöglich erscheinen ließen, 

um diesen Preis auf der Belassung der Stadt Feldsberg bei Österreich zu bestehen. 

Inzwischen habe die Tschechoslowakei durch Entscheidung des internationalen 

Grenzregelungsausschusses im Gmünder Gebiet fast die ganze Gemeinde Böhmzeil, einen 

großen Teil der Gemeinde Wielands und einschließlich des Staats- und Landesbahnhofes das 

Hinterland bis zur ehemaligen böhmischen Landesgrenze erhalten. Im Laufe der Zeit habe der 

Delegierte des Nachbarstaates auch noch die übrigen Wünsche seiner Regierung angedeutet. 

Es seien dies im wesentlichen folgende: 

1. Überlassung der Wasserkraftausnützung an der Thaya im Gebiete von Hardegg; 

2. die Überlassung des österreichischen Teiles der Gemeinde Garschöntal (westlich von 

Feldsberg) an die Tschechoslowakei; 

3. die Überlassung der Quellen im Föhrenwalde von Bernhardstal für Zwecke der 

Wasserversorgung der Stadt Lundenburg; 

4. die Überlassung eines Gebietsstreifens am rechten Ufer der untersten March in einer 

Breite von 500 Meter und in einer Länge von 3 Kilometer von der Mündung in die Donau 

stromaufwärts. 

Gegen diese Wünsche habe Österreich speziell in Bezug auf die Forderungen ad 1, 3 und 4 

in Prag unmittelbare Vorstellungen bei der tschechoslowakischen Regierung erhoben. Dieser 

Schritt sei von beiden Seiten dem Präsidenten des Grenzregelungsausschusses für die 

österreichisch-tschechoslowakische Grenze, Oberstleutnant Uffler, zur Kenntnis gebracht 

worden und habe zunächst die Wirkung gehabt, daß der Grenzregelungsausschuß beide Teile 

mit allfälligen Verhandlungen bis zum 15. Februar befristete. Im angegebenen Zeitpunkt 

müsse nach den Absichten des Grenzregelungsausschusses volle Klarheit darüber herrschen, 

ob die Verhandlungen ein Ergebnis haben oder nicht. 
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Die tschechoslowakische Regierung habe nunmehr in unmittelbarer Folge dieses Schrittes 

Österreich zur Wiederaufnahme unmittelbarer Verhandlungen in Prag eingeladen, wobei 

schließlich als äußerster Termin für den Zusammentrat der beiderseitigen Delegierten der 17. 

Jänner l. J. bezeichnet worden sei. 

Seitens der Tschechoslowakei werde voraussichtlich Sektionschef Roubik als alleiniger 

Vertreter seines Staates bestellt werden. Es empfehle sich deshalb, auch österreichischerseits 

nur einen Vertreter namhaft zu machen, diesem allerdings eine Reihe von Experten 

beizugeben. Als Vertreter Österreichs schlage Redner den Sektionschef im 

Bundesministerium für Inneres, Dr. D a v y, vor, der den Vorsitz in der 

Zentralgrenzkommission führe. Als Experten wären ihm beizugeben ein Vertreter des 

Bundeskanzleramtes und Vertreter der Bundesministerien für Äußeres, für Inneres, für 

Heerwesen, für Finanzen, für Land- und Forstwirtschaft sowie für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten; endlich der Vorstand des Länderzentralbüros in Wien und der 

österreichische Delegierte im österreichisch-tschechoslowakischen Grenzregelungsausschuß. 

Zu erwähnen sei noch, daß der Kabinettsrat in der Sitzung am 20. Oktober 1920 bereits 

einen Beschluß gefaßt hat, der zur Führung von Verhandlungen mit der tschechoslowakischen 

Regierung speziell darüber ermächtigte, daß ein Übereinkommen über die möglichst einfache 

Behandlung der alten Verwaltungsgrenze vorbereitet werden dürfe. Da es zu diesen 

Verhandlungen infolge Ausbleibens einer Antwort von Prag bisher nicht kommen konnte, 

sollen sie jetzt in den Kreis der bevorstehenden Besprechungen einbezogen werden. 

Der sprechende Minister stelle den Antrag, der Ministerrat wolle die Führung von 

Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung über die neue Staatsgrenze unter 

Betrauung des Sektionschefs im Bundesministerium für Inneres, Dr. D a v y, mit der 

Vertretung Österreichs bei diesen Verhandlungen genehmigen und zu der im Entwurfe 

vorliegenden Instruktion für den österreichischen Vertreter sowie zur beabsichtigten 

Entsendung von Experten in seiner Begleitung die Zustimmung erteilen. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 
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Protokoll Nr. 29 a vom 12. Jänner 1921 
 

1) Grimm: Erhöhung der Salzpreise - Angenommen. 
2) Grimm: Die Einreihung der Dienstorte war etwas Fürchterliches. Es ist die neuerliche 
Revision beschlossen worden. Auf Grund des Gesetzes und auch mit Rückwirkung vom 1. 
März. Tatsächlich wird die Herausgabe dieser Verordnung die größten Unannehmlichkeiten 
auslösen, in erster Linie für das Finanzministerium. Wir haben auf Grund der Berichte der 
Landesfraktionen seinerzeit Einreihungsvorschläge gemacht, welche hinausgegangen sind in 
die Landesbehörden, wo nun die Landeskommissionen zu Gericht gesessen sind über unsere 
Vorschläge. Ganz verschieden wurde dabei vorgegangen. Besonders Tirol ist weit darin 
gegangen. Infolgedessen waren wir gezwungen, soweit es im Finanzministerium möglich war, 
herunter zu gehen. Das Erfordernis macht über 700 Mil. K aus. 
Mayr: Ich halte von der Ortklasseneintreibung nicht viel; was Ähnliches wird die 
Besoldungsordnung werden. Ich muss sagen, es ist so schwer zu beurteilen, in welche Klasse 
der einzelne Ort gehört. Das Finanzministerium wieder hat das Bestreben möglichst zu 
drücken. 
Grimm: Wir hatten nur das Bestreben nicht einfach die bloße Genehmigung der Anträge der 
Landeskommissionen Aufregung zu verursachen. 
Mayr: Was Tirol anlangt, so ist es ein Land, in dem es kaum einen Ort gibt, der billiger wäre 
als Innsbruck. 
Grimm: Vorarlberg haben wir glatt akzeptieren können. 
Rollet: Verliest Referat. 
Mayr: Punkt 1: Lesung der Verordnung in der vorliegenden Form. 
Wilfling: Mache aufmerksam, dass die Zugeständnisse der Eisenbahner die Sache hinsichtlich 
des Mehraufwandes wesentlich verschiebt. Dennoch wird die Teuerungszulage nicht mehr mit 
10 %, sondern zu 6 % gestaffelt, sodass die niedrigste Ortklasse noch immer mehr als 
15000 K erzielt. Diese geringe Abstufung bringt es mit sich, dass die Unterschiede nur mehr 
geringfügig sind. 
I. Mayr: Bei der Verlautbarung wäre auf diese Umstände hinzuweisen und auch die Gründe 
zu erörtern, die für die Beschlüsse des Ministerrates maßgebend waren. 
Grimm: Wenn jetzt durch die Besserstellung der Eisenbahner das Mehrerfordernis sich noch 
wesentlich steigert, sollte man mit der Regelung zuwarten. Das Mehrerfordernis ist mit 
Eisenbahnern berechnet worden sowohl für die Angleichung als für die Besserstellung. Das 
waren 1450 Mill., da muss doch das ganze schon berücksichtigt worden sein. Dann tritt auch 
keine Erhöhung ein. 
Mayr: Das müssen wir in Kauf nehmen, aber wir könnten statt im Jahr 3 Jahre sagen. Ich 
meine, wir sollten den ersten Antrag nehmen und dann noch auf einzelne Orte eingehen. 
II. Heinl: Sind die alle in österreichische Dienste getreten oder einzelne auch in die 
tschechoslowakischen gegangen. - Genehmigt. 
III. Genehmigt. 
IV. Pesta: Der Punkt IV ist wohl ganz zwecklos, weil er eher herausfordernd wirkt. Es können 
ja auch Verhältnisse eintreten, welche ein Abgehen von diesem Termin wünschenswert macht. 
Grimm: Der Punkt hat so keine besondere Bedeutung, ich bitte aber, dass von keinem 
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Regierungsmitglied eine Revision bezüglich der Einreihung der Ortklassen zugesichert wird. 
Es müsste auch bei der Enquete erklärt werden, dass nun auch für Jahre die Sache festgelegt 
ist. 
Wilfling: Für die Revision besteht eigentlich keine gesetzliche Handhabe, da die 
Besoldungsordnung keine Möglichkeit dafür vorsieht. 
Breisky: Die Ankündigung, dass jahrelang nichts geschehen soll, wird die Leute dazu 
bringen, Forderungen zu stellen. 
Mayr: Der Inhalt des Referats, soweit er den Entwurf betrifft, ist angenommen und damit die 
Bestätigung, dass die Mitglieder des Kabinettsrats keine Zusagen machen. 
Paltauf: Bitte, dass die Steiermark etwas entgegenkommender behandelt wird. Steiermark, 
besonders Obersteiermark ist außerordentlich teuer geworden und ich staune, dass sämtlich 
Orte noch in der Klasse II sind. Murau sollte gehoben werden. Noch mehr betrifft das 
Friesach, das als Sommerfrische sehr teuer ist. Bezüglich Arnfels stimme ich zu.  
Rollet: Die Anträge für Steiermark sind bis auf die im Referat angeführten bis auf wenige 
Ausnahmen angenommen. 
Paltauf: Bezüglich Arnfels wäre dem Referat zuzustimmen. 
Glanz: A. ist durch den Schmuggel und Schleichhandel besonders teuer. Es ist ein kleines 
Herzzentrum geworden, ich will keinen Antrag stellen, möchte aber begrüßen, wenn es auf 
der Schneide stünde, dass es berücksichtigt würde. 
Paltauf: Ich glaube, dass man die Orte Steiermark im Sinn der Anträge der 
Landeskommission einreihen soll. Rückwirkung auf Tirol ist wohl nicht zu fürchten. 
Grimm: Friesach wird zugestanden. – I a. 
Mayr: II Mühlbachl bei Matrei, Bezirk Judenburg Fohnsdorf 
Grimm: Wir werden feststellen, ob es eine eigene Gemeinde ist. 
Haueis: Wegen Friesach Imst, Telfs und Kirchbichl. Imst ist Stadt, soll in die I. 
Mayr: Hohenau I a als Grenzort und wegen der abseitigen Lage. 
Grimm: Wir könnten die einzelnen Wünsche zusammenstellen. 
Diskussion über einzelne Orte, deren Namen ich nicht lesen kann, die aber in der zweiten 
Mitschrift nicht erwähnt sind, ja überhaupt die zweite Mitschrift nur aus 5 Zeilen besteht. 
Mayr abschließend: Wir überlassen diese Orte dem Finanzministerium zur möglichst 
günstigen Einreihung. 
3) Pesta: Hoheisel Streik hat bereits eingesetzt, Streikaufforderung nach Linz telegraphisch 
abgegangen. Er bittet um Weisung, ob er für die Arbeitsbereiche auf einen entsprechenden 
Schutz rechnen kann. 
Mayr: Für die Arbeitsbereiche wird man einen Schutz versuchen müssen. Ich glaube, wenn 
man einen Streik auf sich nimmt, so ---- 
Paltauf: Es wird sich auch die Eisenbahn anschließen. 
Mayr: Nachgeben kann man nicht. Das ist ein reiner Streit der Angestellten unter sich, ein 
Kampf um dienstliche Angelegenheiten. 
Grünberger: Die Mehrzahl der Kabinettsmitglieder kennt den Gegenstand nicht. 
Pesta: Es ist seinerzeit für die Eisenbahner eine Dienstordnung geschaffen worden und 
eingeführt. Dieser haben sich die später erst den Eisenbahnarbeitern angegliederten Post 
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Telegramm und Telefonangestellten angeschlossen und auf gleichen Grundsätzen aufgebauter 
Ordnung sich ausgerichtet. Nachdem die Post und Telegrafenangestellten bis dahin 
pragmatische Angestellte waren, welchen gewisse Rechte gesetzlich garantiert waren, war es 
notwendig im Entpragm. Gesetz dem Einzelnen es frei zu stellen, ob er bei den gesetzlich 
erworbenen Rechten verbleibt oder sich nach den neuen Besoldungsnormen behandeln lassen 
will. Dieses Optionsrecht hat in der Folge zu einer heftigen Aktion für und gegen die 
Besoldungsform geführt. Es sind eigentlich nicht sachliche, sondern politische geführt 
worden. Die pragmatisch Verbliebenen sind nicht sozialistisch, die Entpragmatisierten sind 
wie sozialistisch organiesierte Bedienstete. Beim Amtsantritt im Jänner habe ich Standpunkt 
eingenommen, dass auch durch einen Gesetzgebungsakt eine Entrechtung nicht vollzogen 
werden dürfte und habe den Wünschen durch die Optionsklausel Rechnung getragen. Für die 
Hinkunft ist es selbstverständlich und ist von mir immer betont worden, dass mein Ressort 
Wert darauf legen muss einen einheitlich zu behandelnden Personenstock zu haben und die 
Frage des Nachwuchses nur dahin gelöst werden kann, dass die zu stabilisierenden 
Bediensteten nach der Annahme der Besoldungsordnung zu behandeln sein werden. Durch 
Hereinspielen des politischen Moments in den Kampf um die Ausübung des Optionsrechtes ist 
die rechtliche Grundlage verloren gegangen, es dreht sich nur um die politische Frage. 
Während ich den Personalvertretungen und dem Führer der Abordnung den sachlichen 
Standpunkt auseinander gesetzt habe, ist von Seiten insbesondere der christl. soz. 
Parteiorganisation und den Deutschnationalen die Drohung gemacht worden, wenn nicht [..] 
oder nach dem Prozentsatz der Entpragmatisierung auch der Nachwuchs behandelt wird, 
wird gestreikt. Das hat die Gegenseite zu einem U. veranlasst. Dies wurde vor einigen Tagen 
übergeben. Ich habe damals Kanzler darauf aufmerksam gemacht und seine erste Forderung 
geht dahin, dass die Behandlung des Nachwuchses nach der Besoldungsordnung zu 
geschehen hat. Im gestrigen Hauptausschuss hat Tom. Gelegenheit genommen, die Frage 
offen an mich zu richten, nach welcher Richtung hin die Regierung dieses U. zu beantworten 
gedenkt, es möge eine Regierungserklärung abgegeben werden. Ich habe im Hauptausschuss 
nach Rücksprache mit Kanzler gesagt, ich bin nicht in der Lage, da es eine rein politische 
Sache ist, als Regierung zu beantworten und bitte die Erklärung sich beim Kanzler zu holen. 
Heute nun sollte es in einer Form geschehen, von der Kanzler überrascht sein müsste, weil 
ohne Ankündigung eine Abordnung unter Z. in die B.Kanzlei gekommen ist, um auf das 
gestellte U. die Antwort zu holen. Kanzler hat die Herren zwar empfangen, aber gesagt, er 
wisse davon nichts und könne auf die Sache vorläufig keine Erklärung abgeben. Nachdem das 
U. schon so ausdrücklich angedroht hatte, dass sie um 12 Uhr Antwort haben wollen, um 4 
Uhr Landeskonferenz zusammentritt, so scheinen sie aus dem Vorkommnis die Folgerung 
gezogen zu haben und auf Grund der Gespräche in den Streik getreten zu sein. Für meine 
Person ist die Sache außerordentlich kritisch, ich kann sie nicht anders lösen, als durch 
meinen Rücktritt. Wenn der Standpunkt dass Mehrheitsparteien nicht sich anschließen kann 
meinem sachlichen Standpunkt, so gibt es nur zwei Lösungen, dass ich mich unterordne, das 
würde für mich die absolute Absage an die gewerkschaftlichen Organisationen, sämtliche 
Angestellte meines Ressort bedeuten und dass ich bei den Eisenbahnern um jede Autorität 
gebracht wäre. Ich könnte unmöglich dann mit ihnen weiter arbeiten. Die andere Möglichkeit 
ist die, für meine Person um Enthebung vom Amt zu bitten und den Nationalrat um 
Zurücklegung des Amtes in die Hand meiner Auftraggeber zu ersuchen. Würde ich mich 
unterordnen, so hätte die Regierung davon keinen Nutzen. Ich war bisher Mittlerperson bei 
der Gewerkschaft, dadurch dass 80 Organisierte angestellt sind, muss ich mit dieser 
überwiegenden Mehrheit rechnen und kann mit ihnen nicht mehr rechnen, wenn ich mich 
heute unterordne aus politischen Gründen, wo sie meinen sachlichen Standpunkt kennen. 
Breisky: Ich kann mir nicht recht vorstellen, wie kann sich der Antritt neuer Beamter 
außerhalb der neuen Besoldungsordnung vollziehen. 
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Pesta: Er tritt provisorisch ein, nach zwei Jahren wird er definitiv. Es sitzen schon eine Reihe 
von Leuten reif zur Einstellung. Es fragt sich, soll ich sie pragmatisch ernennen oder soll ich 
sie in die Besoldungsordnung überführen, er hat kein Wahlrecht. Bei den bereits Angestellten 
ist Recht dazu, für den Nachwuchs fällt das aber weg. Bei der Eisenbahn war das von jeher 
so. jeder tritt als nicht pragmatisch ein, bis er im Ministerium in das pragmatische Verhältnis 
überführt wird. für die Hinkunft ist von Wert, dass ein einheitlicher Stock von Bediensteten 
gegeben ist. Es ist auch nicht einzusehen, wenn er nach den neuen Normen eintritt, so kann er 
auf leitender Stelle noch immer pragmatisiert werden. 
Mayr: Eisenbahn und Post haben getrennte Besoldungsordnungen. Nach dem Stand muss 
man das Verhältnis für die Eisenbahn gelten lassen wie es ist, und bei der Post sind 
Pragmatische und Entpragmatisierte. Es käme darauf an, sollen die neu Aufgenommenen nur 
entpragmatisiert sein oder sollen sie pragmatisch behandelt werden. Das Wahlrecht soll 
ihnen genommen werden und das ist der Anstoß. 
Pesta: Von einem Wahlrecht kann überhaupt nicht die Rede sein. Bei der Einstellung ist der 
natürliche Weg hinzuarbeiten, die doppelte Personengruppe aus der Welt zu schaffen. Die 
doppelte Stellung wäre kein Fehler gewesen, wenn in die Sache nicht die Politik hinein 
getragen worden wäre. Bei der Eisenbahn sitzen beide Gruppen nebeneinander. 
Mayr: Es ist unhaltbar, dass eine bürgerliche Regierung einem politischen Verlangen der 
Sozialisten nachgeben soll. 
Heinl: Das Verhältnis unter der Beamtenschaft ist umgekehrt wie unter den Bediensteten. 
80:20. Ich gebe meinem Bedauern über den politischen Anschlag Ausdruck, aber jeder 
andere Minister kommt auch in die Schwierigkeit. Die Demission verschärft die Sache. Ich 
bin der Meinung, dass man die Sache auslaufen lassen muss. Der Fehler wurde begangen. 
Ich sehe augenblicklich keinen Ausweg. 
Mayr: Ich habe in der heutigen Erklärung darauf Bezug genommen und Bauer hat in scharfer 
Weise erwidert und Eröffnung der Debatte verlangt. Damit ist auch der Standpunkt des 
Kabinetts eigentlich gegeben. Der Kabinettsrat muss den Streik für beide Teile verurteilen. 
Wenn die Eisenbahner dazu kommen, müssen wir an die Reparationskommission herantreten, 
selbst den Verkehr zu führen. 
Glanz: Man könnte jetzt schon die Rep.Kommission auf die Sache aufmerksam machen. 
Mayr: Ich würde das erst tun nach Fühlungnahme mit den Parteien. 
Grünberger: Es scheint mir doppelt wichtig, dass Pesta die Fühlung mit den Eisenbahnern, 
die er in so hohem Maß hat, nicht aus der Hand gibt, sein Nachfolger hätte keine 
Fühlungnahme mit ihnen. 
Heinl: Ich glaube, bei aller Würdigung des sachlichen Standpunktes würde es im Interesse 
der Beilegung liegen, wenn Sie den Appell an die Streikenden richten, doch nicht dienstliche 
Angelegenheiten zu einer derartigen Sache zu machen, sondern den Kompetenten die 
Regelung zu überlassen und dass gesagt wird, dass sie mit dem Nationalrat in Fühlung treten 
werden, um Verhandlungen einzuleiten. Vielleicht gelingt es durch einen derartigen Erlass, 
wenn die Leute wissen, dass sie aus sachlichen Gründen ihnen entgegenkommen, sie zu 
beruhigen. 
Mayr: Die Demission wäre auch der Rep.Kommission gegenüber sehr schwierig. Pesta soll 
den Appell an beide Teile richten und wenn der Appell versagt, ist die Demission gegeben. 
Pesta: Ich bitte es so zu machen, dass ich mein Demissionsersuchen aufrechterhalte. Es wäre 
mir wertvoll meiner Position dem Personal gegenüber. 
Heinl: Wenn der Appell nichts nützt und sie dann die D. geben, dann hat es eine Bedeutung, 
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aber vor dem Appell würde ich davon abraten. Das wird auf alle Staaten einen guten 
Eindruck machen, die Sozialisten wissen, dass ich aus sachlichen Gründen ihren Standpunkt 
teile, vielleicht gelingt es auf diese Weise zu Verhandlungen zu kommen. 
Mayr: Wenn die Sache rein politisch ist, so ist es für uns doch eine Dienstsache. Wenn wir auf 
den Standpunkt eingehen es ist ein Politikum, dann haben wir überall ---- 
Glanz: Man wird in der D. nicht eine Unterstreichung des sachlichen Standpunktes sondern 
eine Beilegung des Streiks erblicken. Pesta sollte das Opfer bringen, noch erst diesen Appell 
auszugeben. 
Mayr: Im Fall eines Eisenbahnstreiks müssten wir die Rep.Kommission bitten einzuspringen. 
Pesta: Da es für mich kein Politikum ist, habe ich den sachlichen Standpunkt eingenommen.  
Heinl: Der Appell müsste dahin gehen, dass eine dienstliche Angelegenheit nicht durch Streik 
ausgeglichen werden kann. 
Pesta: Ich bin politisch neutral, behandle ich die Sache in einem sachlichen Standpunkt, der 
sich mit dem Begehren der Sozialdemokraten deckt. Ich vermute, dass es tatsächlich auf 
etwas anderes geht, denn sonst könnte aus diesem Anlass jetzt es nicht zu diesem Streik 
kommen. In Folge wird jetzt meine Intervention nichts nützen. Ich habe es versucht die ganze 
Zeit her. 
Heinl: Es handelt sich auch darum, dass man den Standpunkt der Regierung vor der 
Öffentlichkeit rechtfertigen soll. Das kann nur dadurch geschehen, dass der Ressortchef den 
Streik verurteilt, indem er sagt, das muss durch Verhandlungen ausgetragen werden, es geht 
nicht an, eine solche dienstliche Angelegenheit durch Streik auszutragen. 
Pesta: Ich trachte nur, den Vorgang, dass ich mich davon mit Tomschik bespreche und ihn 
frage, wohin sie hinaus wollen. Ich glaube, es geht auf einen Regierungswechsel, um auf 
diesem Weg zu einer Verständigung zu kommen. Die Sozialdemokraten haben mir den 
Eindruck gemacht, entgegenkommend zu sein. 
Breisky: Man könnte vielleicht eine Form finden zu sagen, es handelt sich um eine sachliche 
Frage, welche von jenen auszutragen sind, welche zur Wahrung dienstlicher Interessen 
berufen sind. Das die Frage der Entscheidung diesen Funktionären untersteht, durch einen 
Streik gelöst werden soll, ist nicht richtig. Es muss die Frage auf dem Weg des Ressorts 
ausgetragen werden. 
Pesta: Es fragt sich, ob man es so weit kommen lassen soll, dass der Streik zu einem 
Generalstreik ausbricht und ob man nicht den Stier bei den Hörnern packen soll. 
Glanz: Die Demission Pestas wäre Signal zum Generalstreik. 
Pest: Ich kann nur mit Tomschik sprechen und ihn fragen, was sie wollen, ob er glaubt, dass 
ein Appell meinerseits eine Wirkung auslöst. 
Heinl: Kann das nicht heute geschehen. Der Appell soll in dem Moment erfolgen, wenn der 
Streik proklamiert wird. 
Mayr: Der Kabinettsrat kann keine definitive Entschließung fassen. Der Ministerrat hat sich 
heute mit der Frage des Streiks beschäftigt und wird morgen die Beratungen fortsetzen. 
Heinl: Zur Erleichterung der Lage wäre es dienlich, wenn Kanzler eine Erklärung gäbe. Es 
würde das zur Erleichterung dienen, eine Darstellung zu geben, in welcher Form es gemeint 
ist, dass es nicht auf die Sozialdemokraten allein gegangen ist. 
Grimm: Es wirft sich wirklich die Frage auf, ob nicht der Stier bei den Hörnern zu packen ist. 
Heinl: Wenn wir heute demissionieren, so ist das eine Niederlage des jetzigen 
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Regierungssystems, daher kann man das nicht machen. Von unserer Seite kann die I. nicht 
ergriffen werden. 
Pesta: Ich glaube, dass es leichter zur Verhandlung kommen kann, wenn meine Person 
ausgeschalten ist, weil ich den Leuten gegenüber voreingenommen bin, auf ihrer Seite stehe. 
Heinl: Es dreht sich nur um den Streik. Sie können auch als Ressortminister, wenn Sie auch 
auf Seiten der Streikenden sind, können Sie gegen den Streik sein. Ich bin bereit, 
Verhandlungen mit den Parteien und eine Retorsion einzuleiten. Leider hat die dienstliche 
Sache eine politische Entwicklung erhalten, Ressortchef kann sie selbst nicht lösen, damit sie 
der Lösung zugeführt werden kann, muss der Streik zuerst eingestellt werden. 
Grünberger: Ich habe während Erklärung des Kanzlers die Attacke Bauer gehört. Ich habe 
mir einen ganz anderen Text gedacht. Ich halte es im Interesse der gesamten Regierung diese 
Worte möglichst schnell zu interpretieren, weil in diesen Worten eine beidseitige Verurteilung 
liegt, keine einseitige Verurteilung. Wenn er Recht hat, dass Tarifdinge dahinter sind, dann 
werden die Schritte nichts nützen und der Eisenbahnerstreik kommen. Dann ist noch immer 
Zeit dazu Stellung zu nehmen. 
Pesta: Ich müsste hereinnehmen können, dass ich trachten werde, dem sachlichen Standpunkt 
zum Durchbruch zu verhelfen. 
Heinl: Damit würde die andere Seite genervt. Sie will Verhandlungen in die Wege leiten 
aufgrund des rein sachlichen Standpunktes. 
Grimm: Infolge dessen hat der Ressortchef nicht in der Hand es rein von dienstlichem 
Standpunkt zu regeln und daher Verhandlung mit den politischen Parteien. Zur Erleichterung 
der Verhandlungen kein Streik. 
Glanz: Versuche zu schützen, aber trachte große Zusammenstöße zu vermeiden. 
6) Glanz: Grenzverhandlungen. Genehmigung, dass Davy entsandt wird und die Instruktion 
erhält. - Genehmigt. 
7) Grimm: Appell an den Völkerbund. Die Kreditaussichten werden immer schlechter. 
Mayr: Die gestrige Völkerbundliga hat sehr gedrängt darauf, dass unsere Situation dem 
Völkerbund bekannt gegeben wird und hat verlangt, dass der Akt geschickt wird. Ich habe 
politische Bedenken dagegen, ich habe es nicht abgelehnt, ich habe gesagt, die Herren sollen 
ein Referat ausarbeiten, wir werden uns dann entscheiden, wie das an den Völkerbund 
geleitet wird. Dass es von Regierung weggeschickt, halte ich bedenklich, solange wir nicht 
eine bestimmte Antwort von den Großmächten haben. 

 
































































































































































